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In den letzten Wochen ist die Bewegung mit dem Namen „Letzte Generation“ mit ihren Aktionen in
aller Munde.

In Berlin laufen über 700 Ermittlungsverfahren gegen sie, über ein Dutzend sitzt im Gefängnis. Von
Springer über AfD bis zum Staatsapparat hetzt alles, was Auto fährt und liebt gegen sie. Der Tod
einer Radfahrerin wurde gegen die „Letzte Generation“ instrumentalisiert, obwohl nachweislich klar
ist, dass dieser mit der Autobahnblockade nichts zu tun hatte. Während radikale Aktionen des zivilen
Ungehorsams als Vorboten einer Klima-RAF diffamiert werden, wird dreist verschleiert, dass die
Tausenden Verkehrstoten auf deutschen Straßen ein Massensterben sind, das Autoindustrie und
Verkehrsministerium zu verantworten haben – nicht Klimaaktivist:innen.

Rechte und Konservative – allen voran AfD und CSU – rufen nach Gesetzesverschärfungen. Der
Bayern macht den Vorreiter. Die Freiheit des Rasers wird zum letzte Refugium des
Selbstbestimmung des kleinen Mannes verklärt, der ansonsten für die Profite in den Autobuden und
an sonstigen Unternehmensstandorten schuftet. So wird einer Besetzerin der A9 nicht nur
„Unverhältnismäßigkeit“ und „Störung des Mobilität“ vorgeworfen, sondern auch gleich ein Angriff
auf „die Freiheit“ und ihre „Grundordnung“. Dem will die CSU durch die Verhängung von
Präventivhaft von bis zu 30 Tagen für mögliche Störenfriede vorgreifen. Die AfD ruft nach der
Überwachung der jungen „Verfassungsfeinde“.

Da hilft es den Aktivist:innen der „Letzen Generation“ nichts, dass sie auf Demokratie und
Menschenrechte pochen. Längst haben sie bürgerliche Politiker:innen als Staatsfeinde ausgemacht.
Für NRW-Innenminister Reul weist die Gruppe Züge einer „kriminellen Vereinigung“ auf, weil sie
organisiert vorgeht – eine Begründung, die natürlich jederzeit gegen jede andere Besetzung z. B. sei
es einer Braunkohlegrube, eine Straße oder eines Betriebes herangezogen werden kann.

Bei so viel konservativer und rechter Hetze gibt sich die Ampel-Koalition vergleichsweise nüchtern.
Die Letzte Generation verdammen natürlich auch diese Parteien, die angesichts von Ukraine-Krieg
und Profitinteressen den Klimaschutz auf die lange Bank schieben. Aber, so diese „Verteidiger:innen
des Rechtsstaats: Man brauche keine Sondergesetze, die bestehenden würden schon ausreichen, um
hunderter Aktivist:innen anzuklagen, zu verurteilen und finanziell auszubluten. Kriminalisierung
light, also.

Gegen diese Angriffe braucht es die Solidarität der gesamten Linken und der
Arbeiter:innenbewegung. Bei den Prozessen und Gesetzesverschärfungen geht es nicht darum, ob
wir mit den Aktionsformen und der politischen der „Letzten Generation“ übereinstimmen, sondern
um die Kriminalisierung von Protest und Widerstand der Umweltbewegung. Maßnahmen die heute
gegen Klima-Aktivist:innen angewandt werden, können morgen ebenso gut Proteste gegen das
Immobilienkapital oder „unverhältnismäßig“ hart geführte Arbeitskämpfe betreffen.

Freiheit für alle ihre Gefangenen, Niederschlagung aller Verfahren! Nein zu allen
Gesetzesverschärfungen und Präventivhaft! Keine Repression gegen
Klimaschützer:innen!
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